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1 . 

Im Bewußtsein ihrer gesamtdeutschen Verantwor- 
tung hat es die Bundesregierung seit vielen Jahren 
als ihre Aufgabe betrachtet, den Ausbau Berlins als 
Stätte der Bildung, der Wissenschaft und der Kunst 
nach Kräften zu fördern. Seit dem 13. August 1961 
hat sie ihre Bemühungen in besonderem Maße ver- 
stärkt. Sie hat sich dabei von der Überzeugung lei- 
ten lassen, daß die Pflege und die Stärkung der kul- 
turellen Substanz Berlins auf lange Sicht am besten 
geeignet sind, die Ausstrahlungskraft dieser Stadt 
innerhalb und außerhalb Deutschlands zu bewahren 
und zu stärken. Die Bundesregierung hat Schwer- 
punkte für ihre Maßnahmen vor allem dort gesehen, 
wo es darum ging, Berlin die kulturellen Einrich- 
tungen zu geben, die ihm als Hauptstadt Deutsch- 
lands und als einer kulturellen Metropole der Freien 
Welt zukommen. Aber auch die Bestrebungen des 
Berliner Senats, die darauf abzielten, das örtliche 
Schul- und Kulturwesen so auszubauen, wie es die 
Bürger einer Großstadt dieses Ausmaßes erwarten 
dürfen, sind von der Bundesregierung gern und tat- 
kräftig unterstützt worden. 

Der Ausbau Berlins als eines Zentrums von Wis- 
senschaft und Kunst betrifft die Bundesregierung in 
ihrer Gesamtheit; die Mehrzahl der Ressorts wirken 
hierbei mit. Um ihre Planungen zu koordinieren und 
um die große Zahl der Einzelmaßnahmen aufein- 
ander abzustimmen, ist im August 1963 ein „Inter- 
ministerieller Arbeitskreis für den Ausbau Berlins 
zu einem Kulturzentrum" gebildet worden, dessen 
Vorsitz beim Bundesministerium des Innern liegt. 
Die Tätigkeit des Arbeitskreises bezweckt, die An- 
strengungen der Bundesressorts noch stärker zu- 
sammenzufassen und noch planvoller zu gestalten, 
als es vor seiner Gründung der Fall war. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß das Be- 
streben, die kulturelle Kraft Berlins zu stärken, Be- 
mühungen von Bund und Ländern erfordert. In die- 
sem Sinne ist sie an die Ständige Konferenz der 
Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik 
Deutschland herangetreten. Bei einer Anzahl von 
Einzelprojekten arbeitet sie mit den Regierungen 
der Länder zusammen. 


II. 

Die Gestaltung des Bildungswesens sowie der 
Ausbau und die Pflege des kulturellen Lebens in 
Berlin sind in erster Linie Aufgabe des Berliner Se- 
nats. Es liegt in der Natur der Sache, daß die Bun- 


desregierung nur begrenzte Möglichkeiten besitzt, 
um mitgestaltend und eigenverantwortlich hieran 
teilzunehmen. Der Bund hat jedoch im Rahmen der 
allgemeinen Hilfe für Berlin seinen Teil dazu beige- 
tragen, um dem Berliner Senat den finanziellen 
Spielraum zu geben, ohne den seine Anstrengungen 
nicht hätten fruchtbar werden können. Die Bundes- 
regierung stellt dabei mit Befriedigung fest, daß der 
erfreuliche Anstieg, den die Aufwendungen Berlins 
und die des Bundes hier erfahren haben, in über- 
zeugender Weise widerspiegelt, welche Bedeutung 
den kulturellen Einrichtungen der deutschen Haupt- 
stadt beigemessen worden ist und beigemessen 
wird. Einige Zahlen mögen dies verdeutlichen: 

Die Ansätze im Berliner Landeshaushalt betrugen 
in den Rechnungsjahren 1958 und 1963: 

a) für Volksbildung, Schul- 
wesen (einschließlich Fach- 
schulen), Volkshochschulen 

usw. 1958 1963 

225,6 343,1 Mio DM 

b) für Wissenschaft, ein- 
schließlich Universitäten 
und Hochschulen, Kunst- 

und Kulturpflege 122,4 226,9 Mio DM 

zusammen 348,0 570,0 Mio DM 

Die Ansätze im Berliner Landeshaushalt für kul- 
turelle Zwecke lagen demnach 1963 um 222 Mio DM 
= 63,7 Vo höher als 1958. 

Der Bund hat sich an den vorgenannten Ausgaben 
im Rahmen seines allgemeinen Berlinzuschusses wie 
folgt beteiligt: 

1958 mit 31,3 Vo = 108,9 Mio DM 
1963 mit 40,8 Vo = 232,5 Mio DM 

Der allgemeine Anteil des Bundes an den Mitteln, 
die auf Grund des Berliner Landeshaushalts für Bil- 
dungs- und Kulturaufgaben verausgabt worden sind, 
hat sich somit 1963 im Vergleich zu 1958 um 123,6 
Mio DM = 113,5 Vo erhöht. 


IIL 

Die Bundesregierung hat es bei den allgemeinen 
Leistungen des Bundes für Berlin nicht bewenden 
lassen. Sie hat darüber hinaus durch Maßnahmen 
vielgestaltiger Art dazu boigetragen, die kulturelle 
Kraft Berlins zu stärken. 
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1. Im Rahmen der Schwerpunkte, die sich die Bun- 
desregierung bei ihren besonderen Hilfsmaßnah- 
men für Berlin gesetzt hat, steht an vorderster 
Stelle das Bestreben, jungen Menschen die Ge- 
legenheit zu geben, die Stadt und die Probleme 
des geteilten Deutschlands aus eigener Anschau- 
ung kennenzulernen. Der Ausbau der Berliner 
Universitäten und Maßnahmen der Studenten- 
förderung wurden daher großzügig unterstützt. 

Der Ausbau der Freien Universität Berlin und 
der Technischen Universität Berlin hat erheb- 
liche Fortschritte gemacht. Die Empfehlungen des 
Wissenschaftsrates wurden nahezu vollständig 
verwirklicht. An der Freien Universität studie- 
ren heute 15 000 Studenten; an der Technischen 
Universität sind es 9000. Der Bund hat zu diesem, 
für Berlin als deutsche Hauptstadt so bedeut- 
samen Erfolg entscheidend beigetragen: allein 
für den Bau und die Einrichtung der Universitä- 
ten wurden bisher — und zwar außerhalb des 
allgemeinen Bundeszuschusses — 160 Mio DM 
aus Bundesmitteln zur Verfügung gestellt. Hierin 
einbegriffen sind 30 Mio DM für das Universi- 
tätsklinikum der Benjamin-Franklin-Stiftung, für 
dessen Gesamtausbau vom Bund noch weitere 
150 Mio DM erwartet werden. 

Das wissenschaftliche Ansehen, das sich die 
Berliner Universitäten erworben haben, und die 
Anziehungskraft, die von Berlin als Hochschul- 
stadt ausgeht, haben einen regen Zustrom von 
Studenten nach Berlin bewirkt; dies so sehr, daß 
die Zahl der Studierenden an der Freien Univer- i 
sität erheblich über der Richtzahl des Wissen- 
schaftsrates liegt. Eines besonderen Anreizes be- 
darf es daher in dieser Richtung nicht mehr. 

Demgegenüber ist der Berliner Senat ■ — • über- 
einstimmend mit dem Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 28. Juni 1963 — bestrebt, Stu- 
dierende aus Berlin durch Sonderstipendien zu 
veranlassen, einige Semester an anderen deut- 
schen oder an ausländischen Hochschulen zu ver- 
bringen, um Studienplätze für auswärtige Stu- 
denten freizumachen. Für diesen Zweck stehen 
im Berliner Haushaltsplan jährlich 1,5 Mio DM 
zur Verfügung, eine Summe, die bisher allen 
Anforderungen genügte und die zusätzliche Hilfs- 
maßnahmen des Bundes erübrigte. Die Bundes- 
regierung wird aber zusammen mit dem Berliner 
Senator für Wissenschaft und Kunst auch künf- 
tig prüfen, wie der Studentenaustausch von und 
nach Berlin gefördert werden kann. 

Der Bau von Studentenwohnheimen ist ein 
weiterer Punkt, der in diesem Zusammenhang 
gesehen werden muß. Es wurden hierfür 16,4 Mio 
DM aus Bundesmitteln bereitgestellt. Auch für 
die Zukunft ist eine Förderung vorgesehen. 

Nicht alle Studenten können in Berlin studie- 
ren. Möglichst vielen von ihnen sollte aber die 
Gelegenheit geboten werden, sich an Ort und 
Stelle selbst ein Bild zu machen. Berlin bietet 
wie keine andere Stadt die Möglichkeit, das 
Leben nach einer freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung und die Verhältnisse unter einem 


totalitären Zwangsregime einander gegenüber- 
zustellen. Es ist der geeignete Ort, um die Praxis 
kommunistischer Machtausübung zu studieren. 

Die Bundesregierung hat dieser Tatsache seit 
Jahren, in verstärktem Umfang seit der Errich- 
tung der Mauer, Rechnung getragen. Sie finan- 
ziert — wie auch der Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 28. Juni 1963 es fordert — in 
Berlin ein- bis zweiwöchige Seminare, die der 
politischen Bildung der Studenten dienen. Ver- 
anstalter dieser Seminare sind der Verband Deut- 
scher Studentenschaften, die Katholische Deut- 
sche Studenten-Einigung und der Studentenver- 
band Deutscher Ingenieurschulen. Die folgenden 
Zahlen geben einen Eindruck von dem Umfang 
des Programms: 1963 hat der Verband Deutscher 
Studontenschatten 19 Grundseminare mit 656 
Teilnehmern, 19 Fachbezogene Diamat-Seminare 
mit 645 Teilnehmern und 20 Deutschlandseminare 
mit über 680 Teilnehmern durchgeführt, über 
1200 Studenten deutscher Ingenieurschulen nah- 
men an 32 Grundseminaren des Studentenver- 
bandes Deutscher Ingenieurschulen teil. Die Ka- 
tholische Deutsche Studenten-Einigung veranstal- 
tete 40 Seminare, die von rund 1600 Studierenden 
besucht VvTurden. 1964 stehen aus Mitteln des 
Bundes 800 000 DM für derartige Seminare zur 
Verfügung. 

Die Fähigkeit, aus eigener Anschauung über 
die Lage Berlins und über die Auswirkungen 
berichten zu können, die sich aus der Spaltung 
Deutschlands ergeben, ist besonders für die Stu- 
denten bedeutsam, die im Ausland studieren 
wollen. Stipendiaten, die ein Auslandsstudium 
antreten, werden daher vor ihrer Abreise in Ber- 
lin über gesamtdeutsche Fragen unterrichtet. 
Träger dieser — vom Bund geförderten — Semi- 
nare ist der Deutsche Akademische Austausch- 
dienst. 

Die Deutsche Bundespost hat in Berlin für ihren 
gesamten Bereich eine Ingenieurschule errichtet, 
die der Ausbildung von Fernmeldeingenieuren 
dient. Zur Zeit studieren dort im Durchschnitt 
etwa 400 Ingenieurstudenten aus allen Ober- 
postdirektionen und der Landespostdirektion 
Berlin. Darüber hinaus entsendet die Deutsche 
Bundespost regelmäßig die Nachwuchskräfte des 
höheren technischen Dienstes im Rahmen von 
Informationsreisen nach Berlin, um ihnen Ge- 
legenheit zu geben, sich neben dem Erwerb 
fachlicher Kenntnisse auch mit den Problemen 
Berlins und den Ursachen der Spannungen zwi- 
schen Ost und West zu beschäftigen. 

2. Die Bundesregierung sieht einen weiteren 
Schwerpunkt ihrer besonderen Hilfsmaßnahmen 
für Berlin darin, auch außerhalb der Berliner 
Hochschulen die Errichtung, die Ausstattung und 
den Betrieb solcher wissenschaftlicher For- 
schungseinrichtungen zu unterstützen, denen 
nach Aufgaben, T.eistungsfähigkeit und Ansehen 
für die deutsche Wissenschaft repräsentative Be- 
deutung zukommt. Gerade auf dem Gebiet der 
wissenschaftlichen Forschung sollte Berlin ein 
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Zentrum von internationalem Rang sein. Außer 
den Bundesinstituten, die — wie das Deutsche 
Archäologische Institut, die Institute des Bun- 
desgesundheitsamtes — traditionsgemäß ihren 
Sitz in Berlin haben, sind hier als Maßnahmen 
des Bundes zu nennen: 

a) An dem Aufbau und dem Betrieb des Hahn- 
Meitner-Instituts für Kernforschung Berlin, 
das zu den umfassendsten wissenschaftlichen 
Instituten seiner Fachrichtung gehört, hat die 
Bundesregierung maßgeblichen Anteil. Für 
den Bau und die Einrichtung des Instituts 
wurden aus Bundesmitteln nahezu 19 Mio DM 
verausgabt. An Personalkosten zahlte der 
Bund bis 1962 fast 1,8 Mio DM. Seit 1962 
tragen der Bund und Berlin auf Grund eines 
Verwaltungsabkommens die fortlaufenden 
Institutsausgaben je zur Hälfte. Die unmit- 
telbare Bundesbeteiligung betrug danach für 
1962 637 000 DM; für 1963 waren es nicht 
weniger als 1 792 303,66 DM. 

b) Am 27. April 1964 wurde der Grundstein für 
den Neubau des Heinrich-Hertz-Instituts für 
Schwingungsforschung gelegt. Das Projekt, 
das auf die Initiative der Bundesregierung 
zurückgeht und von der Bundesbaudirektion 
Berlin ausgeführt wird, wird etwa 16 Mio 
DM kosten; 66^/3 ^/o sollen durch unmittelbare 
Bundeszuschüsse gedeckt werden. Das Hein- 
rich-Hertz-Institut ist das einzige Forschungs- 
institut in Deutschland, das eine umfassende 
Erforschung der Schwingungserscheinungen 
in allen ihren Formen betreibt. In seiner per- 
sonellen und sachlichen Ausstattung leidet 
das Institut noch unter den Folgen des Krie- 
ges; sein Personalbestand soll etwa verdop- 
pelt werden. Eine enge Zusammenarbeit des 
Instituts mit der Technischen Universität Ber- 
lin ist sichergestellt. 

c) Infolge seiner Lage ist Berlin besonders ge- 
eignet, als Stätte der Osteuropa-Forschung zu 
dienen. Das Osteuropa-Institut an der 
Freien Universität Berlin ist zu einem wis- 
senschaftlichen Zentrum auf diesem Gebiet 
geworden. Es erhält einen jährlichen Bundes- 
zuschuß von über 300 000 DM. 

d) Weitere Aufgabengebiete von besonderem 
aktuellen Interesse sind heute der Städtebau 
und die Stadtplanung. Auch hier soll Berlin 
nach den Vorstellungen der Bundesregierung 
eine wichtige Rolle spielen. Im Juni 1961 hat 
das Institut für Städtebau, eine Einrichtung 
der Deutschen Akademie für Städtebau und 
Landesplanung e. V., seine Arbeit in Berlin 
aufgenommen. Das Institut veranstaltet 
Kurse, um Städtebauer, die bereits im Beruf 
stehen, mit dem neuesten Stand ihres Fach- 
gebietes vertraut zu machen. 50 bis 100 Per- 
sonen nehmen durchschnittlich an diesen 
Kursen teil. Seit 1964 findet in dem Institut 
darüber hinaus jährlich ein 3monatiges Semi- 
nar statt, zu dem aus nahezu allen Bundes- 


ländern die Referendare der Fachrichtung 
„Städtebau" abgeordnet werden. Die Kosten 
des Instituts werden u. a. durch Bundeszu- 
sdiüsse gedeckt, deren Gesamtbetrag 200 000 
DM inzwischen überschritten hat. Es ist vor- 
gesehen, den jährlichen Zuschuß 1965 von 
60 000 DM auf 90 000 DM zu erhöhen. Wei- 
terhin ist daran gedadit, ein Institut für 
Stadtentwicklung in Berlin zu gründen. Über- 
legungen über die Errichtung eines Instituts 
für Bau- und Bodenrecht werden gleichfalls 
angestellt. 

IV. 

Auch auf anderen Gebieten des kulturellen Le- 
bens hat sich die Bundesregierung bemüht, das Ihre 
beizutragen, um die Geltung Berlins zu erhalten 
und zu stärken. Sie war und ist hier gleichfalls be- 
strebt, ihre besonderen Hilfsmaßnahmen nach 
Schwerpunkten auszurichten. 

1. Im Rahmen dieser Bemühungen kommt der 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz eine hervor- 
ragende, ständig wachsende Bedeutung zu. Am 
1. April 1962 nahm sie, durch Bundesgesetz be- 
gründet, ihre Arbeit auf. Getragen von dem 
Bund und — zunächst — den Ländern Baden- 
Württemberg, Berlin, Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstein entwickelte sie sich in der 
kurzen Zeitspanne von 2 Jahren zu einem kultur- 
politischen Faktor ersten Ranges, der die in 
Jahrhunderten entstandenen, durch den Krieg 
und die Nachkriegszeit schwer getroffenen 
Schätze des früheren Preußischen Staates in ge- 
samtdeutscher Verpflichtung wieder zusammen- 
gefaßt hat und neuer Blüte zuführt. 

Die erste Aufgabe der Stiftung bestand darin, 
Klarheit über die notwendigen Neubauten zu ge- 
winnen und ihre Finanzierung zu sichern. In 
enger Zusammenarbeit mit dem Berliner Senat 
wurden umfangreiche Neubauten geplant: in 
Dahlem für die Museen der außereuropäischen 
Kulturen, im Tiergartenviertel für die Staats- 
bibliothek und die Museen der abendländischen 
Hochkultur. Mit ihrer Ausführung wurde in- 
zwischen begonnen. Uber 130 Mio DM wird die 
Stiftung hierfür aufwenden, von denen der Bund 
etwa die Hälfte trägt. Ein langfristiger Finan- 
zierungsplan stellt sicher, daß diese in der Ge- 
schichte Berlins, darüber hinaus aber auch der 
deutschen Museen und wissenschaftlichen Biblio- 
theken überhaupt, einzigartigen Projekte inner- 
halb der nächsten 7 bis 8 Jahre fertiggestellt 
werden können. Die Neubauten, deren Gesamt- 
planung so angelegt ist, daß der kulturelle und 
städtebauliche Zusammenhang ganz Berlins voll 
gewahrt bleibt, werden den Berliner Museen das 
4fache ihrer bisherigen Ausstellungsfläche geben; 
sie werden die Staatsbibliothek mit einem Fas- 
sungsvermögen von zunächst 4, später 8 Millio- 
nen Bänden in den Stand setzen, ihrer früheren 
Aufgabe als einer wissenschaftlichen Zentral- 
bibliothek ersten Ranges wieder voll gerecht zu 
werden. 
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Neben den organisatorischen und planenden 
Maßnahmen wurde — dem Auftrag des Gesetz- 
gebers entsprechend — bereits jetzt besonderes 
Gewicht darauf gelegt, Werte der Kunst und 
Wissenschaft neu zu erwerben. So wurde im 
Jahre 1963 mehr als dos Gesamtetats der Stif- 
tung für Neuerwerbungen verwandt. 

Die Träger der Stiftung haben ihre Ausgaben 
für den laufenden Stiftungshaushalt, d. h. ohne 
Bauinvestitionen, in 2 Jahren von rund 12 Mio 
DM auf rund 24 Mio DM gesteigert. Ihre An- 
strengungen fanden ein starkes Echo in dem ste- 
tig wachsenden Interesse, das die breite Öffent- 
lichkeit an den Einrichtungen der Stiftung nimmt. 
Die Besucherzahl der Staatlichen Museen in Ber- 
lin stieg im Jahre 1963 gegenüber dem Vorjahr 
von 260 000 auf 430 000 an; die wissenschaftliche 
Ausnutzung der Stiftungsbestände nimmt eben- 
falls ständig zu. Diese Entwicklung zeigt, daß 
man sich innerhalb und außerhalb Deutschlands 
immer mehr bewußt wird, welche einmaligen 
Werte die Stiftung Preußischer Kulturbesitz be- 
treut. 

Trotz der Verluste, die durch den Krieg, die 
Nachkriegszeit und die Teilung Berlins einge- 
treten sind, stellen die Staatlichen Museen mit 
ihren 14 Abteilungen einen Gesamtkomplex von 
internationalem Rang und von gesamtdeutschem, 
repräsentativem Charakter dar; sein Wert geht 
in die Milliarden. Die 26 Bilder der Rembrandt- 
Sammlung in der Gemäldegalerie, ihre italieni- 
schen, niederländischen, deutschen und spani- 
schen Meister, die Amarna-Funde der Ägypti- 
schen Abteilung mit der weltbekannten Büste 
der Nofretete sind unvergleichbare Kostbarkei- 
ten, während das Museum für Völkerkunde mit 
über 330 000 Stücken angesichts der politischen 
Entwicklung der letzten Jahre, vor allem im Hin- 
blick auf die Entwicklungsländer, einen Kultur- 
faktor von größter Aktualität verkörpert — ■ um 
nur einige Beispiele zu nennen. Die Berliner Mu- 
seen sind schon heute wieder ein Spiegel der 
Kultur aller Zeiten und Völker geworden; erst 
durch die begonnenen Neubauten werden sie 
allerdings ihre volle Anziehungskraft für das In- 
und Ausland zurückerhalten. 

Die Staatsbibliothek, vor Kriegsausbruch mit 
3 Millionen Bänden und etwa 500 Mitarbeitern 
die größte deutsche wissenschaftliche Zentral- 
bibliothek, konnte bereits in Marburg wieder 
einen Bestand von 2,3 Millionen Bänden an- 
sammeln. Ihre Rückführung nach Berlin ist ein- 
geleitet. Schon heute arbeitet eine Vorausdienst- 
stelle im Geheimen Staatsarchiv der Stiftung. 
Mit der Aufnahme der Arbeit in dem Neubau 
am Tiergarten wird unsere Wissenschaft und 
wird Berlin um einen Schwerpunkt von beson- 
derer Ausstrahlungskraft reicher sein. 

Die Archivbestände der Stiftung, deren syste- 
matische wissenschaftliche Auswertung eingclci- 
tet ist, können wesentlicli dazu beitragen, daß 
das Bild der politischen Vergangenheit genauer 
gezeichnet und daß durch die kulturelle auch 


die politische Zusammenarbeit mit den anderen 
Völkern gefördert wird. Dem Ibero-Amerikani- 
schen Institut in Berlin-Lankwitz, ausgestattet mit 
einer einmaligen Spezialbibliothek, fällt für die 
kulturellen Kontakte mit Mittel- und Südamerika 
eine wichtige Aufgabe zu. Das Institut für Musik- 
forschung in der Bundesallee arbeitet auf einem 
Gebiet, auf dem das deutsche Kulturschaffen und 
seine wissenschaftliche Auswertung seit langem 
internationalen Rang genießen, ein überzeugen- 
des Beispiel dafür, daß diese Arbeit auch in der 
Gegenwart fortgeführt wird. 

Die Bundesregierung wird auch in den kom- 
menden Jahren alles tun, um die der Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz anvertrauten Werte 
weiterzuentwickeln. Sie begrüßt es sehr, daß 
sie diese Aufgabe bereits jetzt in vertrauens- 
voller Zusammenarbeit mit einer Reihe von 
Ländern erfüllen kann und daß für eine Mitarbeit 
weiterer Länder — eines Tages vielleicht aller 
Länder — begründete Aussicht besteht. Denn in 
der Tat handelt es sich hier um eine gesamtdeut- 
sche Kulturaufgabe; hier geht es darum, die 
Grundwerte des geistigen Berlins zu wahren und 
zu mehren, unabhängig vom Wandel der Zeiten 
und von allen Schwankungen des persönlichen 
Geschmacks und des individuellen ästhetischen 
Urteils. 

2. Das Musikleben Berlins ist ein weiteres Ge- 
biet, auf das sich die Hilfsmaßnahmen des Bun- 
des konzentrieren. Für den Wiederaufbau des 
Opernhauses wurden 28,4 Mio DM aus Bundes- 
mitteln verausgabt. Die Berliner Philharmoniker 
haben mit der Philharmonie ihr eigenes reprä- 
sentatives Haus erhalten; von den Baukosten in 
Höhe von 16,9 Mio DM hat der Bund etwa 15,7 
Mio DM getragen. Das Radio-Sinfonie-Orchester 
Berlin, das sich unter seinem Chefdirigenten 
Ferenc Friscay Weltgeltung erwarb, wird mit 
einem jährlichen Bundeszuschuß unterstützt, des- 
sen Höhe 500 000 DM inzwischen weit überschrit- 
ten hat. Auch die Deutsche Musikphonothek, die 
im Jahre 1961 in Berlin gegründet wurde und 
deren Aufgabe es ist, Musikaufnahmen von 
dokumentarischem Wert zu sammeln und für die 
Forschung und Lehre verfügbar zu machen, 
wird vom Bund — gemeinsam mit Berlin und 
den anderen Ländern — gefördert. 

3. Die Berliner Filmfestspiele sind ein Ereignis, 
dessen internationale Bedeutung und Ausstrah- 
lungskraft keiner Erläuterung bedürfen. An den 
jährlichen Unkosten der Veranstaltung ist der 
Bund mit 350 000 DM unmittelbar beteiligt, über 
die Errichtung einer Film- und Fernsehakademie 
sind Verhandlungen der Bundesregierung mit 
dem Berliner Senat im Gange. 

4. Die Förderung Berlins als Stätte der Kunst 
kommt nicht nur Berlin allein zugute. In viel- 
facher Form gelangen künstlerische Anregungen 
aus der deutschen Hauptstadt nach Westdeutsch- 
land und bereichern das kulturelle Leben um 
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Elemente, die eben nur Berlin zu geben vermag. 
Um diese lebendige Wechselwirkung zu vertie- 
fen, wurde der allgemeine Austausch künstleri- 
scher Veranstaltungen zwischen Berlin und 
Westdeutschland in steigendem Maße verstärkt. 
Auch der Bund hat mitgeholfen, die finanziellen 
Voraussetzungen hierfür zu schaffen. 


V. 

Der Deutsche Bundestag hat in seinen Beschlüs- 
sen vom 28. Juni 1963 gefordert, kulturelle Institu- 
tionen internationalen Charakters, vor allem neue 
Einrichtungen der UNESCO, in Berlin zu fördern. 
Die Bundesregierung hat den Gedanken, den inter- 
nationalen Anteil am kulturellen Leben Berlins zu 
stärken und den weltoffenen Charakter der Stadt 
zu betonen, stets begrüßt. Ihre Anregungen, Insti- 
tute der UNESCO in Berlin zu errichten, hatten je- 
doch keinen Erfolg. 

1. Die Erwägung, UNESCO-Institute in Berlin 
anzusiedeln, ist sowohl in Gesprächen des Aus- 
wärtigen Amtes mit den Alliierten der Bundes- 
republik als auch mit der UNESCO selbst wie- 
derholt erörtert worden. Gedacht war an ein 
Institut für naturwissenschaftliche Dokumenta- 
tion und an ein Institut für vergleichende sozial- 
wissenschaftliche Forschung. Da UNESCO-Insti- 
tute nur in Mitgliedstaaten errichtet werden 
dürfen, Berlin auch von den Westmächten aber 
nicht als ein Land der Bundesrepublik Deutsch- 
land angesehen wird, wurden die Anregungen 
der Bundesregierung von den Partnerstaaten mit 
Zurückhaltung aufgenommen. Sowohl der ameri- 
kanische Vertreter im Exekutivrat der UNESCO 
als auch der Stellvertretende Leiter der politi- 
schen Abteilung des französischen Außenmini- 
steriums ließen 1962 deutlich erkennen, daß sie 
nicht bereit wären, derartige deutsche Pläne zu 
unterstützen, und daß sie es auch nicht für tun- 
lich hielten, die Berlin-Frage vor der UNESCO 
zu behandeln. 

Inzwischen ist Berlin in die Mitgliedschaft der 
Bundesrepublik bei der UNESCO einbezogen 
worden. Gegen die Einbeziehung hat die Sowjet- 
union jedoch protestiert. Anträge der Bundes- 
regierung, UNESCO-Institute nach Berlin zu ver- 
legen oder in Berlin zu gründen, würden nach 
alledem mit Sicherheit auf Widerstand der Ost- 
blockstaaten stoßen; auf eine energische Unter- 
stützung durch die Westmächte könnten sie nach 
wie vor nicht rechnen. Minzu kommt folgendes; 

Würde die Bundesregierung beantragen, 
UNESCO-Institute in Berlin zu stationieren, so 
müßte die Generaikonferenz der UNESCO hier- 
über entscheiden. Auf der Konferenz sind alle 
Mitgliedstaaten mit je 1 Stimme vertreten. Bei 
dieser Sachlage würde eine Mehrheit für den 
Antrag der Bundesregierung kaum zu finden 
sein, weil er nicht im erkennbaren Interesse der 
meisten anderen Mitgliedstaaten liegen würde. 


In der Bundesrepublik sind bereits 3 UNESCO- 
Institute gegründet worden. Dafür, ein weiteres 
Institut in Deutschland zu errichten, dürften sich 
kaum Gründe finden lassen, die geeignet wären, 
eine Mehrheit der 113 Mitgliedstaaten zu über- 
zeugen. Bei der UNESCO besteht zur Zeit auch 
gar nicht der Wunsch, neue Institute zu grün- 
den. Das Institut für vergleichende sozialwissen- 
schaftliche Forschung wurde — wie von Anfang 
an vorgesehen — in Wien eröffnet; hinsichtlich 
des Instituts für naturwissenschaftliche Doku- 
mentation herrscht keine Klarheit, ob die UNES- 
CO überhaupt die geeignete Trägerorganisation 
ist. 

2. Dem Bemühen, Berlin als Kultur- und Ausbil- 
dungszentrum auch international hervortreten zu 
lassen, hat die Bundesregierung jedoch auf einem 
anderen Gebiet mit größerem Erfolg Rechnung 
tragen können. Weitgehend durch ihre Maßnah- 
men ist Berlin zu einem Mittelpunkt für Ange- 
legenheiten der Entwicklungshilfe geworden. 

Die Deutsche Stiftung für Entwicklungshilfe 
wurde 1959 in Berlin gegründet. Sie hat die 
Aufgabe, im Wege eines gegenseitigen Erfah- 
rungsaustausches die Beziehungen der Bundes- 
republik zu anderen Ländern zu pflegen und 
Fachkräfte für eine Tätigkeit in den Entwick- 
ländern vorzubereiten. Persönlichkeiten aus aller 
Welt, insbesondere aus den Entwicklungslän- 
dern, kommen hier zusammen, um im Rahmen 
von Tagungen, Seminaren und Exkursionen ge- 
meinsam mit deutschen Fachleuten Fragen der 
Entwicklungshilfe zu behandeln. Daß diese welt- 
weite Aufgabenstellung besonders geeignet ist, 
Berlin zu einem Zentrum des internationalen 
Austausches zu machen, liegt auf der Hand. 

Für die Ausbildung landwirtschaftlicher Fach- 
leute ist im November 1962 am Institut für aus- 
ländische Landwirtschaft der Technischen Uni- 
versität Berlin ein Seminar für landwirtschaft- 
liche Entwicklung eingerichtet worden. Das Semi- 
nar führt einjährige Ausbildungskurse für jähr- 
lich 22 bis 25 Teilnehmer durch. Ein weiteres 
Seminar der Universität befaßt sich mit Fragen 
der Tropenveterinärmedizin. Aus Mitteln der 
Entwicklungshilfe wurde dem Institut für aus- 
ländische Landwirtschaft 1963 ein Zuschuß von 
650 000 DM gewährt; 1964 wird es den gleichen 
Betrag erhalten. 

Am 2. März 1964 wurde in Berlin das Deut- 
sche Institut für Entwicklungspolitik als gemein- 
same Institution des Bundes und des Landes Ber- 
lin gegründet. Das Institut hat die Aufgabe, Ex- 
perten mit abgeschlossener Hochschulbildung, die 
als Führungskräfte in die Entwicklungsländer 
entsandt werden sollen, in einjährigen Lehrgän- 
gen über die wirtschaftlichen, sozialen und kul- 
turellen Verhältnisse in den Entwicklungsländern 
zu unterrichten. Es arbeitet mit den Berliner Uni- 
versitäten und mit westdeutschen Hochschulen 
eng zusammen. Der Lehrbetrieb soll noch vor 
Ende dieses Jahres aufgenommen werden. 
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VI. 


Die Bundesregierung glaubt, daß die Fülle der 
Maßnahmen, die in ihrem Bericht zusammengestellt 
sind, überzeugend beweist, welche Bedeutung sie 
dem Thema „Kulturzentrum Berlin" stets beigemes- 
sen hat. Sie glaubt ferner, ohne Übertreibung fest- 
stellen zu können, daß schon bisher außerordent- 
liches geleistet wurde. Die Bundesregierung ver- 
kennt gleichwohl nicht, daß vieles noch zu tun 
bleibt. Der Senat von Berlin hat dem Berliner Abge- 
ordnetenhaus am 1. November 1963 einen „Zweiten 
Bericht über den Ausbau Berlins als Stätte der Bil- 
dung, der Wissenschaft und der Kunst" vorgelegt. 
Die Bundesregierung hat diesen Bericht mit Inter- 
esse zur Kenntnis genommen. Sie würde es begrü- 
ßen, wenn er zum Anlaß für gemeinsame Planun- 
gen von Berlin, Bund und Ländern würde. 
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